
Da war noch eine Frage.

Anfrage eines Abgeordneten:

Herr Dr. Stadermann, Sie sprachen viel von Mängeln an die­
sem Entwurf des Gesetzes. Haben Sie denn auch Vorstellungen 
für andere Lösungen?

Dr. Stadermann (PDS):

Herr Abgeordneter, das hängt auch damit zusammen, daß ich 
nicht ganz zu Pott gekommen bin mit meinem Vortrag, aber mei­
ne Damen und Herren, wenn ich eingangs sagte: Es sind drei 
Säulen dann hatte ich vorhin gesagt: das eine ist die Frage der 
Bankhoheit bzw. der Finanzhoheit in der DDR, die wir nicht 
mehr haben.

Das zweite ist dieses Gesetz von heute morgen, mit dem wir 
uns beschäftigt haben.

Und die dritte Säule ist das, womit wir uns beschäftigen.

Bitte, meine Damen und Herren, auf Ihre Frage eingehend, ich 
rufe Sie auf, lesen Sie sich diese fünf Paragraphen mal sorgfältig 
durch unter dem Gesichtspunkt, daß Sie die Absicht hätten, hier 
eine Niederlassung in der DDR zu eröffnen, und stellen Sie sich 
dann vor, daß das bundesdeutsche Kapital als gleicher Bewerber 
neben Ihnen steht mit vier Rechtsanwälten. Und dann stellen Sie 
sich vor, welche Chancen Sie haben, sich dort anzusiedeln und 
zu bewerben.

Aus diesem Grunde sage ich: Es ist notwendig, diesen Gesetz­
entwurf in die Ausschüsse zu geben. Ich stelle den Antrag, ihn 
darüber hinaus noch in den Haushaltsausschuß und in den 
Landwirtschaftsausschuß zu geben. Er sollte in die Ausschüsse 
gegeben werden, um ihn sorgfältig auszugestalten. Erst wenn 
sie diesen Gesetzentwurf ausgestaltet haben, so ausgestaltet ha­
ben, daß mit dem Gesetzentwurf handhabbar auch in den Kom­
munen gleich die korrespondierenden Gesetze mit genannt wer­
den können, damit es praktikabel für den einzelnen beisammen 
ist, erst dann können wir es hier verabschieden. Ansonsten ver­
abschieden wir uns von etwas, wofür wir hier stehen, um die 
DDR zu vertreten.

Dr. Lüth (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, meinen Sie nicht auch, daß die Ansiedlung 
des Mittelstandes zum großen Teil nicht erst dadurch gegeben 
wird, daß sich das Großkapital angesiedelt hat, nämlich darum, 
damit der Mittelstand als Zulieferer für die großen Betriebe 
überhaupt erst wirksam werden kann?

(Beifall bei CDU/DA)

Dr. Stadermann (PDS):

Das muß nicht unbedingt ein Widerspruch sein - die Antwort 
liegt ja schon in Ihrer Frage - zu dem, was ich hier dargelegt ha­
be.

Wenn ich sage, das Großkapital Westeuropas vermarktet sich 
bei uns, dann ist es klar, daß sich Mittelstand oder mittelständi­
sche Betriebe oder mittlere Betriebe und Unternehmen bei uns 
in sechs bis acht Monaten ansiedeln werden, denn dann ist es ja 
lukrativ, dann ist die Konkurrenz, die hier vielleicht zu Hause ist, 
ausgeschaltet. Das kann sein.

Aber damit das nicht ist, deshalb sind wir ja hier und prüfen 
mit Sorgfalt diesen Gesetzentwurf. Deshalb versuchen wir ja, 
diesen Gesetzentwurf auszugestalten. Ich begrüße - ich betone 
das nochmals - dieses Gesetz,.und ich erhoffe mir davon eine Ka­
pitaleinströmung in die DDR, daß die Wirtschaft angekurbelt 
wird. Wir müssen es nur so machen, daß wir auch als Bürger der 
DDR etwas davon haben, damit das Geld durch einen Kapital­
transport nicht wieder hinausläuft. Sie wissen doch ganz genau,

die Steuern laufen doch nur in unser Land von diesen Unterneh­
men, wenn sie auch zwölf Monate hier bei uns produziert haben. 
Ansonsten gehen die Steuern doch in die Bundesrepublik. Und 
die Kommunen brauchen doch die Steuern von diesen Unter­
nehmen.

Ich glaube nicht, daß ich in zwei Minuten eine Frage umfas­
send beantworten kann. Aber bitte, es gibt mehr zu sagen dazu.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Danke. Herr Abgeordneter, ich muß Sie etwas fragen. In der 
Antwort bemerkten Sie, daß Sie diesen Gesetzentwurf auch dem 
Haushaltsausschuß und dem Ausschuß für Ernährung, Land- 
und Forstwirtschaft geben wollten. Ist das ein Antrag an das Prä­
sidium gewesen, das mit vorzuschlagen, oder nur eine Bemer­
kung? Ich wäre Ihnen nicht böse, wenn Sie das nur als Bemer­
kung mit eingebracht hätten. Dann brauche ich darüber nicht 
abstimmen zu lassen.

(Heiterkeit)

Dr. Stadermann (PDS):

Ich möchte diese Bemerkung als Antrag formulieren.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Dann muß ich darüber abstimmen lassen. Ich schließe die Aus­
sprache, und das Präsidium schlägt vor, den Gesetzentwurf des 
Ministerrates, Drucksache Nr. 75, zu überweisen zur federfüh­
renden Beratung an den Wirtschaftsausschuß und zur Mitarbeit 
an den Rechtsausschuß und den Ausschuß für Verfassung und 
V erwaltungsreform.

Wir müssen als erstes über den Antrag des Präsidiums abstim­
men. Ich gehe davon aus, daß der schriftliche Antragg unmittel­
bar danach hier erscheint. Dann wollen wir zunächst darüber ab­
stimmen, ob der Antrag der PDS, ihn zusätzlich in den Haus­
haltsausschuß und in den Ausschuß für Ernährung, Land- und 
Forstwirtschaft zu überweisen, angenommen wird.

Wer für den Vorschlag ist, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke schön. Wer ist dagegen? - Damit ist dieser Antrag ange­
nommen.

Ich möchte jetzt abstimmen lassen über die Überweisung des 
Gesetzentwurfes des Ministerrates - Drucksache Nr. 75 - ent­
sprechend, wie schon erwähnt, zur federführenden Beratung 
den Wirtschaftsausschuß und zur Mitberatung an den Rechts1" 
ausschuß, den Ausschuß für Verfassung und Verwaltungsre­
form, an den Haushaltsausschuß sowie an den Ausschuß für Er­
nährung, Land- und Forstwirtschaft. Wer für diesen Vorschlag 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Es ist einheitlich so ange­
nommen, und damit ist die Überweisung so beschlossen. Ich 
danke Ihnen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13:

Antrag des Ministerrates 
- Umweltrahmengesetz - 
(1. Lesung).
(Drucksache Nr. 65)

Meine Damen und Herren! Nach einer Vereinbarung des Prä­
sidiums ist für die Aussprache ein Beitrag von bis zu 10 Minuten 
für jede Fraktion vereinbart worden. Jede Fraktion darf das auch 
unterschreiten. Das Wort zur Begründung der Vorlage hat der 
Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, Naturschutz, Ener­
gie und Reaktorsicherheit, Herr Pickart.
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